
Die neue Bundesregierung hat sich die För-
derung aller strukturschwacher Regionen 
auf die Fahnen geschrieben. Ziel ist es, über-
all in Deutschland gleichwertige Lebensver-
hältnisse zu schaffen. Trotzdem mache es 
nach wie vor Sinn die neuen Bundesländer 
speziell zu fördern, denn auch nach dem 
Auslaufen des Solidarpakt II Ende 2019 
werde es noch strukturelle Unterschiede 
zwischen Ost und West geben, betonte 
Merkel. So betrage das Bruttoinlandspro-
dukt im Osten pro Kopf nur etwa 73 Pro-
zent der alten Bundesländer und auch die 
Steuerkraft sei signifikant geringer. 

„Wir müssen immer wieder fragen, wie 
können wir systemische, strukturelle 
Unterschiede zwischen Ost und West 
ausgleichen im Bereich der Forschung, im 
Bereich der Sitze von großen Unterneh-
men, im Bereich der Frage der strukturel-
len Arbeitslosigkeit“, sagte die Bundes-
kanzlerin. Zudem wies sie darauf hin, dass 
der Rentenwert-Ost im Juli 2024 zu 100 
Prozent an den Rentenwert-West ange-
passt sein wird.  (koch) 

 Der Video-Podcast ist abrufbar unter: 

 https://bit.ly/2HBT4Ez 
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EU-Parlament beschließt 
 Gebäudeeffizienzrichtlinie 

Gebäude in der Europäischen Union (EU) 
sollen bis 2050 weitgehend klimaneut-
ral sein. Das hat das EU-Parlament am 
17. April 2018 mit der Gebäudeeffizi-
enzrichtlinie beschlossen. Alle Häuser 
in der EU sollen mit Thermostatventi-
len ausgestattet werden, um jährlich 
zusätzlich 30 Millionen Tonnen Kohlen-
dioxid einzusparen, wie die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung am 18. April 2018 
berichtete. In Deutschland sind Thermo-
statventile bereits seit den siebziger Jah-
ren Pflicht.  (wi) 

Altmaier hält erneuerbare Ener-
gien für bald wettbewerbsfähig

Laut Bundeswirtschaftsminister Altmaier 
werden die erneuerbaren Energien in 
wenigen Jahren ihre Wettbewerbsfähig-
keit erreicht haben und ohne Subven-
tionen auskommen. Umweltverbände 
reagierten mit Kritik, sollte dies auch 
eine Kappung der Förderung aus dem 
Erneuerbare-Energien-Gesetz beinhal-
ten, wie der Tagesspiegel am 18. April 
2018 berichtete.  (wi) 

Anteil der ausländischen 
 Bevölkerung gestiegen

Zum Jahresende 2017 waren rund 10,6 
Millionen Personen mit ausschließlich 
ausländischer Staatsangehörigkeit im 
Ausländerzentralregister erfasst. Nach 
Angaben des Statistischen Bundesamtes 
stieg die Zahl der registrierten Ausländer 
damit um 5,8 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr und befindet sich damit auf dem 
Niveau von 2013.  (wi) 

Ausgabe 19. April 201816

Bundeskanzlerin Merkel: Unterschiede zwischen 
Ost und West ausgleichen

Bad Schmiedeberg/Berlin – Die Bundesregierung will mit einem Förderpro-
gramm für alle strukturschwachen Regionen zu gleichwertigen Lebensverhält-
nissen in ganz Deutschland beitragen. Das erklärte Bundeskanzlerin Angela 
Merkel in ihrem neuen Videopodcast vor ihrem Treffen mit den ostdeutschen 
Ministerpräsidenten in Bad Schmiedeberg. 

In ihrem Video-Podcast betonte Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass strukturelle Unterschiede 
zwischen Ost und West ausgeglichen werden müssen.
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BUNDESPOLITIK

Kooperation „Digitale Städte und Regionen“ stellt sich vor –  
Bund kündigt Einrichtung eines entsprechenden Förderprogramms an

Berlin – Am 11. April 2018 stellte sich die Kooperation „Digitale Städte und Regionen“ im Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat (BMI) der Fachöffentlichkeit vor. Der Ende 2017 gegründete Zusammenschluss aus kommunalen Spit-
zenverbänden und kommunalnahen Verbänden möchte die Kommunen bei den tiefgreifenden Transformationsprozessen 
begleiten, die die Digitalisierung mit sich bringt. Im Zentrum steht der Kompetenzaufbau kommunaler Akteure. Die Vorstel-
lung der Kooperation fand im Rahmen des sechsten Treffens der vom Bund initiierten Dialogplattform „Smart Cities“ statt. 
Staatssekretär Gunther Adler begrüßte die Kooperation und kündigte eine aktive Unterstützung von Seiten des Bundes an. 

Der Deutsche Verband für Wohnungswe-
sen, Städtebau und Raumordnung ist Initi-
ator und die Geschäftsstelle der Koopera-
tion. Weitere Gründungsmitglieder sind der 
Deutsche Städtetag, der Deutsche Städte- 
und Gemeindebund, der Spitzenverband 
der Wohnungswirtschaft GdW, der Verband 
kommunaler Unternehmen (VKU), der Ver-
band Deutscher Verkehrsunternehmen VDV 
und der Stadtentwickler.Bundesverband.

„Die Kommunen haben eine Schlüsselstel-
lung für die nachhaltige Gestaltung des digi-
talen Zeitalters im Dienste aller Menschen“, 
betonte der Ludwigsburger Oberbürger-
meister Werner Spec als Vorsitzender des 
Verbändebündnisses. „Es ist wichtig, dass 
wir jetzt handeln und ein umfassendes För-
derprogramm des Bundes einrichten. Dabei 
sollte der Schwerpunkt auf Pilotmaßnah-
men und dem Aufbau von Fachwissen in 
den Kommunen liegen“. Der Vorschlag der 
Verbände stößt beim Bund auf ein offe-
nes Ohr: „Wir als Bund sehen uns in der 
Pflicht, künftig den Kompetenzausbau der 
Kommunen zu fördern“, erklärte Staats-
sekretär Gunther Adler. Geplant seien 

Unterstützung bei der Konzeptentwick-
lung, Förderung von integrierten Modell-
vorhaben, Forschung zu ausgewählten 
Einzelfragen sowie Wissenstransfer und 
Erfahrungsaustausch. Dies entspricht den 
Empfehlungen der Kooperation zu einem 
möglichen Bundesprogramm. Adler kün-
digte zudem an, dass die Dialogplattform 
„Smart Cities“ auch im neuen Bundesmi-
nisterium weitergeführt werde. Die Koope-
ration „Digitale Städte und Regionen“ fußt 
auf der Erkenntnis, dass die Digitalisierung 
alle Bereiche der lokalen und regionalen 
Entwicklung beeinflusst. Dabei müssen 
die Handlungsfelder Wohnen, Energiever-
sorgung, Verkehr und Mobilität, Bildung, 
Daseinsvorsorge und das Verwaltungshan-
deln gemeinsam betrachtet werden. Denn 
über die Digitalisierung ergeben sich ganz 
neue Potenziale und Vernetzungsmöglich-
keiten für eine nachhaltige Stadtentwick-
lung. Doch gilt es genauso, die Risiken und 
Nebenwirkungen der digitalen Lösungen 
zu berücksichtigen. So kann der wach-
sende Online-Handel zum Ausbluten von 
Stadtzentren beitragen; Paketlieferungen 
überlasten die Straßen in den Städten. 

Auch mit äußerst sensiblen Themen wie 
Datenschutz und Datenhoheit gilt es, sich 
fachkundig auseinanderzusetzen.

Doch oft sind die Städte und Gemeinden 
nicht die Gestalter des digitalen Wandels. 
Vielmehr treiben ihn Industrie und For-
schung im eigenen wirtschaftlichen oder 
technologischen Interesse voran. Gleichzei-
tig stehen häufig Einzellösungen für spe-
zifische Teilbereiche im Vordergrund und 
es werden nicht die Auswirkungen auf 
die konkrete künftige Stadtentwicklung 
betrachtet. Stellt man bei der Digitalisie-
rung den Bürger in den Vordergrund, ist es 
jedoch notwendig, alle relevanten Hand-
lungsfelder verknüpft und integriert anzu-
gehen und deren Wechselwirkungen zu 
beachten. Dazu müssen die kommunalen 
Akteure selbst die Initiative ergreifen und 
die Transformationsprozesse in Sinne ihrer 
eigenen Stadt- und Gemeindeentwicklung 
steuern und mitgestalten. Dabei möchte sie 
die Kooperation unterstützen.  (mag/koch) 

 Weitere Infos finden Sie hier:  

https://bit.ly/2HLYjlq

Die Lage auf den deutschen 
Wohnungsmärkten ist aktu-
ell gespalten: Leerstand in 
schrumpfenden Regionen 

steht im Kontrast zur Wohnungsknapp-
heit in den Metropolregionen. Grundle-
gende Strategie muss es daher sein, auch 
in den ländlichen Räumen lebendige Zen-
tren zu erhalten. Die Infrastruktur in struk-
turschwachen Regionen muss gesichert 
werden. Wohnstandorte sind langfristig 
nur attraktiv, wenn die Versorgung mit 
Einkaufsmöglichkeiten, die medizinische 
Infrastruktur, kulturelle Einrichtungen 
und Bildungsangebote vorhanden sind. 
Deshalb muss Polyzentralität zum Leitbild 
werden.

Insgesamt muss die Aufmerksamkeit 
stärker auf die schrumpfenden Regionen 

KOMMENTAR Axel Gedaschko Präsident des GdW

gerichtet werden. Erforderlich sind geeig-
nete Förderstrukturen, die durch Attraktivi-
tätssteigerung der Abwanderungsregionen 
den Zuwanderungsdruck auf die Metro-
polen abschwächen. Neubauförderung in 
den Boom-Regionen steht in Konkurrenz 
zur Förderung attraktiver, gleichwertiger 
Lebensbedingungen in schrumpfenden 
Regionen. Letztere müssen in mindestens 
gleichem Ausmaß gefördert werden. Das 
Programm „Kleine Städte und Gemeinden“ 
ist der richtige Ansatz, der weiter ausge-
baut werden muss, wobei die interkom-
munale Kooperation Fördervoraussetzung 
sein muss.

Allein in den Hot Spots ist ausreichend 
Wohnraum in kurzer Zeit definitiv nicht zu 
schaffen. Daher bedarf es eines einheit-
lichen Ansatzes, der die Regionen außer-

Deutschland braucht eine Gemeinschaftsaufgabe „Ländliche Räume“
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halb der Wachstumszentren gezielt stärkt. 
Notwendig ist eine Förderung sowohl der 
regionalen Wirtschaft als auch der regio-
nalen Daseinsvorsorge, um neue Perspek-
tiven vor Ort zu ermöglichen und Poten-
ziale gezielt zu stärken. Mehr Förderung 
für die Regionen jenseits der Metropolen 
würde gerade auch die Wohnungsmärkte 
in den Großstädten entlasten. Um Grund-
voraussetzungen für Arbeit und Teilhabe 
auf dem Land und damit schließlich auch 
für zukunftsfähige Zentren abzusichern, 
ist deshalb die Schaffung einer neuen 
Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe 
„Ländliche Räume“ notwendig.  

 Weitere Infos finden Sie im GdW-Booklet 

„Was für die nächsten 4 Jahre wichtig ist.“, 

das Sie hier herunterladen können:  

https://bit.ly/2J2fU83
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JUBILÄUM

wi: In Ihre Amtszeit als GdW-Präsi-
dent fiel Mitte der 2000er Jahre eine 
Verkaufswelle kommunaler Woh-
nungsbestände. Wie bewerten Sie 
die Auswirkungen dieser Entwicklung 
rückblickend aus Ihrer heutigen Sicht?

Lutz Freitag: Ich habe damals vor dem Ver-
kauf öffentlicher und insbesondere kom-
munaler Wohnungsbestände und -unter-
nehmen permanent und nachdrücklich 
gewarnt: Was Gold wert ist, soll man nicht 
versilbern! Der erste GdW-Kongress zur 
Bedeutung der kommunalen Wohnungs-
unternehmen für die Städte fand 2005 in 
Hannover mit großer Resonanz statt. Ich 
prägte damals den Begriff der „Stadtren-
dite“, den kommunale Wohnungsunter-
nehmen zusätzlich zu den betriebswirt-
schaftlichen Ergebnissen für die Stadt 
erbringen: Stadt- und Quartiersentwick-
lung, Stadtumbau, Mietensta-
bilität, vielfältige soziale Leistun-
gen und Ähnliches. Dennoch 
wurden – einem populistischen 
ökonomischen Mainstream fol-
gend – Land auf Land ab öffent-
liche und kommunale Wohnun-
gen verscherbelt. Dresden war 
auf einmal „wohnungslos“. 
Sogar mit Zustimmung eines 
Teils der Linken im Stadtrat. In 
Freiburg hatte der grüne Ober-
bürgermeister Euro-Zeichen 
in den Augen und wollte das 
städtische Wohnungsunternehmen meist-
bietend veräußern. GdW und Mieterbund 
bekämpften energisch und mit Erfolg die-
ses Vorhaben: In einem Bürgerbegehren 
wurde der Verkauf abgelehnt. Heute fin-
det sich kaum ein Politiker, der noch dem 
Verkauf kommunaler Wohnungsunter-
nehmen das Wort redet. Nur ewig Gest-
rige – wie das Institut der Deutschen Wirt-
schaft – plädieren dafür. Die Prognosen 
des GdW zu den Nachteilen des Verkaufs 
sind vollumfänglich eingetreten. Aber die 
verantwortungslosen Politiker sind meist 
nicht mehr im Amt. Die Berliner bereuen 
besonders die Fehlentscheidungen frühe-
rer politischer Mandatsträger. In Dresden 
wird eine neue kommunale Wohnungs-
gesellschaft gegründet. Der Freiburger OB 
Salomon soll in der Zwischenzeit froh sein, 
dass wir ihn am Verkauf gehindert haben. 
Im Übrigen hat es nach dieser politischen 
Niederlage keine Stadt mehr gewagt, rele-

vante Wohnungsbestände zum Verkauf 
anzubieten. Und das ist auch gut so! In 
der Bewältigung des Wohnraummangels 
und der sozial-räumlichen Integration der 
Zuwanderer, bei der Erhaltung und Wie-
derherstellung funktionierender Nachbar-
schaften sowie des generationsgerechten 
Wohnens und der energetischen Moder-
nisierung leisten die kommunalen Woh-
nungsgesellschaften Vorbildliches. Sie sind 
einfach unverzichtbar. 

wi: Den Beginn Ihrer Amtszeit prägten 
Leerstände und Abriss – 10 Jahre spä-
ter hatte bereits die aktuelle Phase 
der angespannten Wohnungsmärkte 
in vielen Großstädten begonnen. Wie 
sähe Ihre Strategie zur Lösung der 
Herausforderungen auf Deutschlands 
Wohnungsmärkten aus? 

Lutz Freitag: Wir haben bereits während 
unseres Einsatzes für den staatlich geför-
derten Abriss von dauerhaft leerstehen-
den Wohnungen immer drauf hingewie-
sen, dass andererseits Neubau in vielen 
anderen Regionen dringend erforderlich 
ist. Meine Botschaft an die Politiker: Die 
Probleme von Hoyerswerda können wir 

nicht mit den Problemen in München 
„dübeln“! Doch die Warnungen verhall-
ten. So wurde viel zu spät auf Wohnungs-
neubau umgesteuert und der Zeitbedarf 
für die Realisierung von Neubauvorhaben 
verkannt. Die umfangreiche Zuwanderung 
verstärkte in den Hotspots oder „Schwarm-
städten“ die Nachfrage nach – vor allem 
preiswertem – Wohnraum erheblich. Die 
massiv gestiegene Bautätigkeit und das 
fehlende Angebot an bezahlbarem Bau-
land verteuerten den – bereits seit Jahren 
durch immer neue Auflagen und Vorschrif-
ten extrem finanziell belasteten – Neubau 
weiter. Ohne umfangreiche Förderung 
des sozialen Mietwohnungsbaus ist für 
Bezieher niedriger und mittlerer Einkom-
men ein bezahlbares Wohnungsangebot 
nicht mehr zu realisieren. Daher sind die 
erheblichen Mittel, die der Bund bereitge-
stellt hat, und die beabsichtigte Grundge-
setzänderung, die diese Förderung auch 

weiter ermöglichen soll, notwendige – 
aber keineswegs ausreichende – Bedin-
gungen für die mittelfristige Beseitigung 
des Wohnraummangels in den wachsen-
den Städten. Es müssen von den Ländern 
ebenfalls große finanzielle Anstrengungen 
unternommen werden, und die kosten-
treibende Wirkung der vielen staatlichen 
Regulierungen und Restriktionen müssen 
endlich eingedämmt und möglichst zurück-
entwickelt werden, baureife Grundstücke 
zu bezahlbaren Preisen müssen bereitge-
stellt und bürokratische Genehmigungs-
verfahren entschlackt und die Verfahren 
beschleunigt werden. Die Angebote des 
öffentlichen Regionalverkehrs zwischen 
„Schwarmstädten“ und Umland müssen 
– ebenso wie die Infrastruktur und die all-
gemeinen Lebensverhältnisse in den von 
neuem Leerstand bedrohten – vor allem 
ländlichen – Gemeinden wesentlich ver-
bessert werden. So kann der Nachfrage-
druck von den „Hotspots“ genommen und 
viele teure Wohnungsbauinvestitionen in 
den Ballungszentren überflüssig werden. 
Ich hoffe, die politisch Verantwortlichen 
in den Gebietskörperschaften finden sich 
in einer konzertierten und konsequen-
ten Handlungsgemeinschaft zusammen, 

um gemeinsam und abge-
stimmt das Problem des regi-
onal stark zugespitzten Wohn-
raumbedarfs zu lösen und das 
sozial friedliche Miteinander 
in den Städten zu sichern. Die 
neue Bundesregierung trifft 
dabei eine besondere Verant-
wortung, weil es letztlich um 
den gesamtgesellschaftlichen 
Zusammenhalt sowie den sozi-
alen Frieden in den Städten 
und Quartieren geht. 

wi: Die wi feiert in diesem Jahr ihren 70. 
Geburtstag. Welche Bedeutung hatte 
das einzige wöchentliche, bundesweite 
Fachmagazin zur Wohnungspolitik in 
Ihrer Amtszeit und wie schätzen Sie 
seine Rolle in der heutigen „schnellle-
bigen“ Medienlandschaft ein? 

Lutz Freitag: Die wi war und ist aktuell und 
grundsätzlich. Sie liefert für Entscheider und 
Interessierte fundierte und komprimierte 
Informationen. Wer regelmäßig die wi liest, 
ist in Fragen der Wohnungspolitik und wich-
tigen Trends in der Wohnungswirtschaft 
stets auf dem Laufenden. Die wi ist – wie 
die kommunalen Wohnungsunternehmen 
– einfach unverzichtbar. Der 70. Geburts-
tag belegt das. Die wi ist nach sieben Jahr-
zehnten robust genug für die Zukunft, und 
das engagierte junge und kompetente Team 
in der Redaktion sorgt dafür, dass sie noch 
lange lebt; aber nie alt wird.  

70 Jahre wi – GdW-Präsidenten im Interview

WOHNUNGSPOLITISCHE 
INFORMATIONEN

Lutz Freitag
GdW-Präsident
von 2001 bis 2011 
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AUS DEN VERBÄNDEN

Führende hessische Verbände und Institutionen fordern bessere Rahmen-
bedingungen für den Wohnungsbau 

Frankfurt – Die in der Länderinitiative „Impulse für den Wohnungsbau – HESSEN“ zusammengeschlossenen Verbände und 
Institutionen der Bau- und Immobilienwirtschaft fordern von der kommenden Landesregierung bessere Rahmenbedingun-
gen und ein stärkeres Engagement von Land und Kommunen. „In Hessen fehlen bis 2040 mehr als 500.000 Wohnungen. 
Damit wir für alle Bevölkerungs- und Einkommensgruppen angemessenen Wohnraum bereitstellen können, bedarf es 
eines stärkeren politischen Rückenwinds für den Wohnungsbau“, erklärte am 12. April 2018 Gerald Lipka vor Pressevertre-
tern in Frankfurt. Lipka ist Sprecher der Initiative „Impulse für den Wohnungsbau – HESSEN“ und Geschäftsführer des BFW 
Landesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen in Hessen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland. 

Eine zentrale Forderung der Initiative ist die 
Schaffung eines Ministeriums für Bauen, 
Stadtentwicklung und Infrastruktur auf 
Länderebene. „Für den Wohnungsbau gibt 
es komplexe Rahmenbedingungen. Wir 
wünschen uns eine Bündelung der Kom-
petenzen wie Bauplanung, Bauordnung, 
Stadtentwicklung, Wohnraum- und Städte-
bauförderung sowie Verkehr in einem eige-
nen Ministerium. So ließen sich Reibungs-
verluste vermeiden und der Wohnungsbau 
könnte beschleunigt werden“, so Dr. Axel 
Tausendpfund, stellvertretender Sprecher 
der Initiative und Verbandsdirektor des Ver-
bands der Südwestdeutschen Wohnungs-
wirtschaft (VdW südwest).  

Neues Staatsziel zur Schaffung ange-
messenen Wohnraums positives Signal 
Die Verbände und die Kammer begrüß-
ten ausdrücklich, dass die hessische Lan-
desverfassung durch Volksabstimmung 
am 28. Oktober 2018, dem Tag der Land-
tagswahl, geändert werden soll. Wie Dr. 
Martin Kraushaar, Hauptgeschäftsführer 
der Architekten- und Stadtplanerkammer 
Hessen, erläuterte, nehme sich der Staat 
mit einem neuen Staatsziel selbst in die 
Pflicht: „Künftig fördern Staat, Gemeinden 
und Gemeindeverbände sowohl die Errich-
tung und den Erhalt der technischen, digi-
talen und sozialen Infrastruktur als auch 

angemessenen Wohnraum. Der Staat wirkt 
damit auf die Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse in Stadt und Land hin.“ Wich-
tig ist den Vertretern der Impulse jedoch, 
dass dieses Staatsziel im Rahmen markt-
wirtschaftlicher Bedingungen erreicht wer-
den muss, wie Sprecher Lipka betonte. Sie 
erteilen damit einem Recht auf Wohnraum 
eine klare Absage, da die Umsetzung einer 
solchen Forderung wirtschaftlich nicht 
umsetzbar sei.

Senkung der Grunderwerbsteuer und 
Reduzierung der Normenflut gefordert
Damit sich vor allem Familien eine Eigen-
tumswohnung oder ein Eigenheim leisten 
können, setzt sich die Initiative „Impulse für 
den Wohnungsbau – HESSEN“ außerdem 
für eine Senkung der Grunderwerbsteuer 
ein. Nach Rainer von Borstel, Hauptge-
schäftsführer des Verbands baugewerbli-
cher Unternehmer Hessen, sehen die Ver-
bände hier eine besondere Verantwortung 
der Politik. „Die hessische Landesregierung 
stellt mit der einen Hand über die Landes-
wohnraumförderung Kapital bereit, um den 
Wohnungsbau anzukurbeln. Mit der ande-
ren Hand nimmt sie über die Grunderwerb-
steuer jedoch Jahr für Jahr große Summen 
von Unternehmen und Bürgern ein, die ein 
Grundstück erwerben wollen. Dieses Geld 
fehlt bei der Finanzierung eines eigenen 

Zuhauses. Hier könnte eine Senkung der 
Grunderwerbsteuer viel bewegen.“   

Gleichsam viel bewegen könne zudem eine 
Reduzierung der Normenflut, wie Andreas 
Ostermann, Koordinator der Impulse und 
Vorsitzender des Bundes Deutscher Bau-
meister  (BDB) Frankfurt Rhein Main, erläu-
terte. „Der Baukostenanstieg durch immer 
unübersichtlicher werdende und sich zum 
Teil auch widersprechende Normen ist ein 
Riesenproblem“, so Ostermann. Als Bei-
spiel für einen besonders kosten- und scha-
densträchtigen Bereich benannte er Nor-
men zum Schallschutz. Kritisch sei, dass 
in den Förderrichtlinien des Landes Anfor-
derungen im sozialen Wohnungsbau, bei-
spielsweise an die Barrierefreiheit oder die 
Ausstattung mit Freisitzen, erhoben wer-
den, die deutlich über dem Standard der 
Hessischen Bauordnung liegen.

Insgesamt, so Impulse-Sprecher Gerald 
Lipka, fordere die hessische Bau- und 
Immobilienwirtschaft von der Politik eine 
Bündelung der Kräfte, um für alle gesell-
schaftlichen Gruppen bezahlbaren Wohn-
raum schaffen zu können. „Die Mitglieder 
unserer Initiative stehen den politischen 
Akteuren gerne für Gespräche zur Verfü-
gung, um diese wichtigen Themen anzu-
gehen.“  (wer/koch) 

Wohnungswirtschaft in Bayern übernimmt Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft 
bayerischer Immobilienverbände

München – Der Verbandsdirektor des Verbands der Wohnungswirtschaft Bayern (VdW), Hans Maier, übernimmt turnus-
mäßig den Vorsitz der ABI Arbeitsgemeinschaft bayerischer Immobilienverbände. Die ABI vertritt als Zusammenschluss 
der wichtigsten Interessenverbände aus der Wohnungs- und Immobilienbranche in Bayern gemeinsame Positionen ge-
genüber Politik und Öffentlichkeit. Stellvertreterin ist Dr. Ulrike Kirchhoff, Vorsitzende des Landesverbandes Bayerischer 
Haus-, Wohnungs- und Grundbesitzer.

Im bayerischen 
Wahljahr 2018 ist 
Wohnungsneu-
bau ein zentrales 
Thema der Immo-
bil ienverbände. 
„Wenn man in 
den bayerischen 
Städten keine 

bezahlbare Wohnung mehr findet, wird 
das zum gesellschaftlichen Problem“, sagt 
Maier. Aus Sicht der ABI-Mitglieder sind 
die größten Baubremsen aktuell das vie-
lerorts fehlende Bauland, die hohen Bau-
kosten und die langen Genehmigungsver-
fahren. „Inzwischen spüren wir auch die 
starke Auslastung des Bauhandwerks deut-
lich“, ergänzt der ABI-Vorsitzende. Für viele 

Wohnungsunternehmen werde es immer 
schwieriger, am Markt Bauleistungen zu 
bekommen. Ebenfalls zur Arbeitsgemein-
schaft gehören der BFW Landesverband 
Freier Immobilien- und Wohnungsunter-
nehmen Bayern, Haus & Grund Landes-
verband bayerischer Haus-, Wohnungs- 
und Grundbesitzer, Immobilienverband 
Deutschland IVD Region Süd.  (stra/koch) Hans Maier
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WEITERBILDUNG

Schimmel: Ursache, Vorbeugung und Beseitigung 19. Juni 2018, Frankfurt am Main

Schimmel ist in jeder sechsten Wohnung ein Problem. Streitfrage ist fast immer die Ursa-
che: Baumangel behaupten die Mieter und falsches Nutzerverhalten die Vermieter. Dieses 
Seminar zeigt die wesentlichen Ursachen von Schimmel und vermittelt wichtige Hinweise 
für die effektive und dauerhafte Vermeidung. Inhaltliche Schwerpunkte sind unter ande-
rem Voraussetzungen und Ursachen für einen Schimmelpilzbefall, Auswirkungen von 
energetischen Sanierungen, Beispiele zur Vermeidung von Schimmelpilz sowie lüftungs-
technische Maßnahmen zur Vorbeugung von Schimmel
Weitere Infos: EBZ, Andrea Bohn, Telefon: 0234/9447575, E-Mail: akademie@e-b-z.de,  

Internet: www.e-b-z.de 

 
Erfolgreiche Kommunikation 19. Juni 2018, Stuttgart

Wie lehne ich konfliktfrei Wohnungsbewerber ab? Ziel des Seminars „Erfolgreiche Kom-
munikation auch in kritischen Situationen“ ist es, den Seminarteilnehmern geeignete 
Gesprächstechniken aufzuzeigen, mit deren Hilfe sie passende Bewerber auswählen und 
ungeeigneten Bewerbern absagen können. Denn auch negative Nachrichten müssen kon-
sequent und kundenorientiert übermittelt werden. Inhaltliche Schwerpunkte sind unter 
anderem Gespräche mit Wohnungsbewerbern, allgemeine Vergabekriterien für die Woh-
nungsvergabe, Absage an Interessenten und Fristen sowie Kommunikationsstrategien und 
Lösungen mit aktuellen Beispielen aus dem Vermietungsalltag.
Weitere Infos: AWI, Anette Röckel, Telefon: 0711/16345601, E-Mail: roeckel@awi-vbw.de,  

Internet: www.awi-vbw.de 

Die web-Präsenz der wi finden Sie unter www.
haufe.de/immobilien in der rechten Seitenhälfte, 
indem Sie bis zum Menüpunkt „Zeitschriften” nach 
unten scrollen und dort anhand der Menüpfeile die 
wi auswählen. 

Um das Online-Archiv der wi nutzen zu können, 
klicken Sie oben rechts auf „Anmelden” und 
geben dort Ihre E-Mail-Adresse und Ihr Passwort 
ein. Sollten Sie noch über kein Benutzerkonto auf  
www.haufe.de verfügen, können Sie unter „Neu-
registrierung” ein Konto anlegen.

Nach der Anmeldung erscheint oben rechts, neben 
Ihrem Benutzernamen unter „Meine Produkte star-
ten”, die wi. Anschließend können Sie alle Ausga-
ben der wi als Blätter-PDFs auf Ihrem PC, Tablet oder 
Smartphone anschauen. Sollte das nicht der Fall sein, 
wenden Sie sich bitte an das Haufe-Service-Center 
unter 0800-7234253 (kostenlos) und geben dort 
Ihre E-Mail-Adresse an. Diese wird dann mit Ihrem 
Print-Abonnement der wi verknüpft – anschließend 
erscheint die wi als Online-Produkt in Ihrer Übersicht.

Online-Archiv

Andreas Ruf, Geschäftsführer der Gemeinnützigen Siedlungswerk GmbH in Frankfurt am 
Main, feierte am 14. April 2018 seinen 60. Geburtstag. Er ist Mitglied des GdW Verbandsrates.
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Deutscher Bauherrenpreis 2018 –  
Preisträger aus der Wohnungswirtschaft

Für die gelungene Umsetzung einer ‚klei-
nen Wohnanlage‘ wurde das Projekt 
NeckarFair der Wohnungsbaugesellschaft 

Villingen-Schwenningen mit dem Bauher-
renpreis 2018 ausgezeichnet. Dem Archi-
tekturbüro Johannes Martin ist es, zusam-
men mit Schwarz.Jacobi Architekten BDA, 
gelungen, in serieller Bauweise eine kos-
tengünstige und dabei sehr qualitätsvolle 
Wohnanlage zu schaffen. Die Anlage ist 
mit verschiedenen sozialen Angeboten und 
ihren teils barrierefreien und behinderten- 
gerechten Wohnungen ein gelungenes Bei-
spiel und zukunftsweisend für Wohnen in 
ländlichen Räumen.  (hung/koch) 

 Einen Video-Beitrag zum Projekt finden Sie 

unter diesem Kurz-Link: https://bit.ly/2Hiuuv3 

Vertreter des Preisträger-Projekts NeckarFair 
aus Villingen-Schwenningen mit Auslobern und 
Unterstützern des Bauherrenpreises.

Die seriell gefertigten Holzfassaden lassen sich auf zukünftige Vorhaben anwenden. 

Fo
to

: T
in

a 
M

er
ka

u
Fo

to
: W

oh
nu

ng
sb

au
ge

se
lls

ch
af

t 
V

ill
in

ge
n-

Sc
hw

en
ni

ng
en

.

16/2018 5



GdW-NEWS

M
at

-N
r. 

06
50

5-
55

24

Minderungsrecht wegen einer benachbarten Großbaustelle 

ZAHL DER WOCHE

Prozent der Gesamteinnahmen der 
kommunalen Haushalte stammen aus 
der Grundsteuer. Damit ist die Grund-
steuer eine der wichtigsten Einnahme-
quellen der Kommunen. Wie das Sta-
tistische Bundesamt auf Grundlage der 
vierteljährlichen Kassenstatistik berich-
tete, beliefen sich die Einnahmen aus 
der Grundsteuer im Jahr 2016 auf 12,2 
Milliarden Euro. Als Differenz der Ein-
nahmen und der Ausgaben ergab sich 
im Jahr 2016 ein Überschuss von rund 
3,0 Milliarden Euro. Wird der Über-
schuss durch die Ausgaben dividiert, 
zeigt sich, dass die Einnahmen der 
kreisfreien Städte und kreisangehöri-
gen Gemeinden im Jahr 2016 die Aus-
gaben um nur 1,6 Prozent überstie-
gen. Ohne die Grundsteuereinnahmen 
wären also 5,1 Prozent der Ausgaben 
nicht durch Einnahmen gedeckt gewe-
sen. Die damit verbundenen kommu-
nalen Leistungen müssten eingespart 
oder aus anderen Quellen finanziert 
werden. 

6,6

Die Deutsche Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und 
Siedlungswesen (DESWOS) verleiht dieses Jahr zum zweiten 
Mal den Georg-Potschka-Tatendrang!-Preis aus. Gesucht 
werden Initiativen und Gruppen, die sich in der Ausbildung, 
im Studium oder privat entwicklungspolitisch engagieren 
und sich mit sozialen oder gemeinnützigen Fragestellungen 

auseinandersetzen. Alle Auszubildenden und Studierenden der Woh-
nungswirtschaft, Einzelpersonen, Gruppen oder Initiativen können mit-
machen und sich bis zum 31. Juli 2018 bewerben. Die Preisverleihung 
findet anlässlich des Tages der Wohnungswirtschaft am 14. November 
2018 in Berlin statt.  (mei/schi) 

 Weitere Infos zur Teilnahme finden Sie unter www.deswos.de/aktionen

Recht so

„Das Landgericht (LG) setzt sich in seiner Entscheidung kritisch mit der 
sogenannten Bolzplatzentscheidung des Bundesgerichtshofs (BGH) aus-
einander. Der BGH hatte mit Urteil vom 29. April 2015 (Aktenzeichen: 
VIII ZR 197/14) entschieden, dass nach Abschluss des Mietvertrages ent-
stehende erhöhte Geräuschimmissionen, die von einem Nachbargrund-
stück ausgehen, grundsätzlich keinen Fehler begründen, der zur Miet-
minderung berechtigt, wenn auch der Vermieter die Immissionen hinzunehmen hat. 
Die Bolzplatzentscheidung des BGH behandelte fortdauernde Lärmstörungen durch 
außerhalb der zulässigen Zeiten auf dem Bolzplatz spielende Jugendliche. Das Landge-
richt kritisierte die Entscheidung insbesondere unter Bezugnahme auf die ‚schwächere 
Position‘ des Mieters, der von den erhöhten Immissionen betroffen ist. Auch wenn 
die Entscheidung des BGH Kritik hervorgerufen hat, so handelt es sich gleichwohl 
um eine zu beachtende höchstrichterliche Rechtsprechung. Wenn dem Vermieter 
wie in dem Fall des LG Berlin aber bei Abschluss des Mietvertrages bekannt ist, dass 
Bauarbeiten bevorstehen und er dies dem Mieter nicht mitteilt, so wäre es in der Tat 
unbillig, wenn der Mieter dann nicht mindern könnte.“  

EXPERTENMEINUNG von Carsten Herlitz Justiziar des GdW
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Mit Urteil vom 7. Juni 2017 (Aktenzeichen: 18 S 211/16) hat das Landgericht Berlin ent-
schieden, dass das Minderungsrecht des Wohnraummieters wegen einer Störung, die 
von einer benachbarten Großbaustelle ausgeht, nicht davon abhänge, ob dem Vermieter 
gegen den die Großbaustelle betreibenden Grundstücksnachbarn Ansprüche aus § 906 
Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) – Abwehransprüche gegen Lärm und andere Immissionen 
– zustehen. Dies gelte jedenfalls dann, wenn der Vermieter bei Abschluss des Mietver-
trages um die Bauabsichten des Grundstücksnachbaren wusste, er den Mieter über die 
bevorstehenden Baumaßnahmen aber nicht informierte.    
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Bewerbungsfrist 31. Juli 2018

Georg-Potschka-Tatendrang!-Preis 2018 
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Neues von der 
 Imagekampagne der 
Wohnungswirtschaft
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